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AKTUELLE RECHTSPRECHUNG

m Schuldrecht

Ostséchsische Sparkasse muss Zinsen fiir Sparvertrige
anpassen

Das Oberlandesgericht Dresden hat mit Urteil vom
22. Mirz 2023 in einem Musterfeststellungsverfahren der
Verbraucherzentrale Sachsen e. V. gegen die Ostsichsische
Sparkasse entschieden, dass die Sparkasse verpflichtet ist,
die Zinsanpassung fur Sparvertrige, die nicht tber eine
wirksame Regelung zur Anpassung des variablen Zinses ver-
fugen, auf der Grundlage der Zinsreihe der Deutschen Bun-
desbank fiir borsennotierte Bundeswertpapiere mit 8-
bis 15-jahriger Restlaufzeit vorzunehmen, Az. 5 MK 1/22.
In dem Musterfeststellungsverfahren ging es um die Frage,
wie variable Zinsreihen in Primiensparvertragen fir den
Verbraucher transparent angepasst werden. Vertragliche Re-
gelungen, die allein auf Aushinge in den Kassenrdumen
verweisen, sind nicht wirksam. Die Verbraucherzentrale hat
die Feststellung der tatsiachlichen und rechtlichen Vorausset-
zungen fur die Zinsberechnung bei formularmafSigen Prami-
ensparvertragen der Ostsdachsischen Sparkasse begehrt, die
diese bzw. ihre Rechtsvorgiangerinnen ab dem Jahr 1993 bis
Juni 2010 angeboten hatten.

Der 5. Senat des OLG hat im Wege erganzender Vertragsaus-
legung festgestellt, dass die Zinsberechnung auf der Grundla-
ge der Zinsreihe der Deutschen Bundesbank der »Umlaufs-
renditen inldndischer Inhaberschuldverschreibungen/Borsen-
notierte Bundeswertpapiere/RLZ von iiber 8 bis 15 Jahren/
Monatswerte«  (derzeitige Kennung BBSIS.M..LUMR.RD.
EUR.S1311.B.A604.R0815.R.A.A._Z. Z.A., vormals WU
9554) vorzunehmen sei. Die Vornahme dieser Zinsanpassung
habe unter Wahrung des relativen Abstandes zwischen dem
im jeweiligen Vertrag bezifferten Zinssatz und dem Referenz-
zinssatz monatlich zu erfolgen. Der vertragliche Anspruch
von Verbrauchern hinsichtlich des Guthabens und der Zinsen
aus den streitgegenstidndlichen Pramiensparvertrigen entstehe
frihestens ab dem Zeitpunkt der wirksamen Beendigung des
jeweiligen Sparvertrages.

Quelle: Pressemitteilung des OLG Dresden Nr. 13/2023 vom 22. Marz
2023

m AGB-Recht
Sparkasse darf fiir Guthaben Entgelt erheben
Das Oberlandesgericht Dresden hat mit Urteil vom

30. Mirz 2023 im Verfahren der Verbraucherzentrale Sach-
sen e. V. gegen eine sichsische Sparkasse entschieden, dass
die Sparkasse berechtigt ist, aufgrund einer Vereinbarung
mit Kunden fiir die Verwahrung von Guthaben auf dem Gi-
rokonto von Verbrauchern ein Entgelt zu erheben, Az. 8 U
1389/2.

In dem Verfahren ging es um die Frage, ob die Sparkasse
mittels Allgemeiner Geschaftsbedingungen mit Verbrauchern
vereinbaren kann, dass ihr fur die Guthabenverwahrung auf
dem Girokonto von Verbrauchern Entgelte zustehen. Die
Sparkasse hatte wihrend der Niedrigzinsphase im Jahr 2020
eine solche Regelung in ihre vorformulierten Girokontover-
trage aufgenommen. Die Regelung galt nur bei Neuabschluss
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eines Girovertrages oder bei einem Wechsel von einem Giro-
kontomodell zu einem anderen. Ab der Uberschreitung eines
Freibetrages von 5.000 EUR war ein Entgelt vorgesehen, das
um 0,2 % hoher war als der Zins, den die Banken selbst fiir
die kurzzeitige Anlage bei der Europaischen Zentralbank zah-
len mussten. Die Europdische Zentralbank hatte diesen Zins
zum damaligen Zeitpunkt mit 0,5 % festgelegt.

Der 8. Senat des OLG hat die landgerichtliche Entscheidung
bestatigt, wonach die in Rede stehende Verwahrentgeltklau-
sel als eine von der Sparkasse verwendete Allgemeine Ge-
schaftsbedingung rechtlich nicht zu beanstanden sei. Bei der
Verwahrung von Guthaben auf dem Girokonto handle es
sich um eine Hauptleistungspflicht der Sparkasse aus dem
Girokontovertrag. Dies bedeute, dass eine inhaltliche Uber-
priufung der Bepreisung dieser Hauptleistung durch die Ge-
richte nicht stattfinde. Im Ubrigen sei die Klausel klar und
transparent formuliert und fiir den Verbraucher nicht tiber-
raschend. Es bestehe im konkreten Fall auch keine Uber-
schneidung mit erhobenen Kontofithrungsgebiihren.

Der 8. Senat hat die Revision zum BGH zugelassen.

Quelle: Pressemitteilung des OLG Dresden Nr. 15/2023 vom 30. Marz
2023

m Personlichkeitsrecht

Kunstfreiheit vor Recht am eigenen Bild

Das OLG Dresden hat mit Urteil vom 4. April 2023 auf die
Berufung der Beklagten eine einstweilige Verfigung des
Landgerichts Gorlitz abgeandert, mit der es dem Beklagten
untersagt worden war, einen Linolschnitt der sorbischen
Kinstlerin Hanka Krawcec (1901-1990), der nach der Be-
hauptung des Senat ein Jugendportrit von ihr darstellt, auf
T-Shirts in seinem Ladengeschift und Webshop anzubieten,
Az. 4 U 1486/22.

Nach Ansicht des 4. Senat habe die Klagerin in der eidesstatt-
lichen Versicherung hinreichend glaubhaft gemacht, dass der
undatierte Linolschnitt nach ihrem Abbild geschaffen worden
sei und sie trotz des Umstandes, dass die zugrunde liegende
Bleistiftzeichnung aus dem Jahr 1960 stammte, von Freunden
und Verwandten auch heute noch wiedererkannt werde. Hier-
durch werde sie in ihrem allgemeinen Personlichkeitsrecht, das
das Recht am eigenen Bild umfasse, betroffen. Da sie in diese
Verbreitung nicht eingewilligt habe, seien die gegenseitigen
Interessen der Beteiligten gegeneinander abzuwigen. Im Er-
gebnis seien die Interessen des Beklagten vorrangig, weil die
Klagerin heute aufgrund dieses Linolschnitts nicht mehr damit
rechnen miisse, auch in ihrem weiteren Umfeld erkannt zu
werden, durch dieses Bildnis nicht herabgewiirdigt werde und
der Beklagte glaubhaft gemacht habe, neben seinen wirt-
schaftlichen Interessen durch den Verkauf auch die Verbrei-
tung sorbischer Kunst zu fordern und hierfiir einen Teil des
Kaufpreises zu spenden. Zu seinen Gunsten streite daher auch
die verfassungsrechtlich gewihrleistete Kunstfreiheit. Das Ri-
siko, dass die Klagerin in einem unpassenden Zusammenhang
mit ihrem Jugendbildnis konfrontiert werde, musse in der Ge-
samtwirdigung dahinter zuriickstehen.

Quelle: Pressemitteilung des OLG Dresden Nr. 17/2023 vom 4. April 2023

= Informationsfreiheitsrecht

Kein Anspruch auf Informationszugang gegen
Bundesjustizministerium in Ermittlungsverfahren

Das Bundesministerium der Justiz muss keinen Informati-
onszugang zu Unterlagen gewihren, die ein beim General-
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bundesanwalt gefiihrtes strafrechtliches Ermittlungsverfah-
ren betreffen. Das hat das Bundesverwaltungsgericht in
Leipzig mit Urteil vom 29. Mirz 2023 entschieden, Az.
BVerwG 10 C 6.21.

Der Kliger, ein eingetragener Verein zur Forderung der In-
formationsfreiheit, beantragte beim fritheren Bundesministe-
rium der Justiz und fiir Verbraucherschutz den Informati-
onszugang zu einer Weisung des Bundesministeriums an den
Generalbundesanwalt, zu dem gesamten Schriftverkehr in
diesem Ermittlungsverfahren sowie zu den vom Bundesamt
fiir Verfassungsschutz und dem Generalbundesanwalt hierzu
gefertigten Gutachten. Das Bundesjustizministerium lehnte
den Antrag unter Berufung auf vorrangige Regelungen der
Strafprozessordnung tiber den Zugang zu amtlichen Infor-
mationen ab. Die Klage blieb vor dem VG Berlin sowie dem
OVG Berlin-Brandenburg erfolglos.

Das Bundesverwaltungsgericht hat die Revision des Kla-
gers zuriickgewiesen. Der Anwendungsbereich des Informa-
tionsfreiheitsgesetzes ist nicht eroffnet, weil er sich allein
auf die materielle Verwaltungstatigkeit der Behorden und
sonstigen Stellen des Bundes bezieht. Demgegeniiber geho-
ren die begehrten Informationen zum Tatigkeitsbereich des
Bundesministeriums der Justiz als Aufsichtsbehorde hinsicht-
lich des Generalbundesanwalts als Organ der Rechtspflege.
Das Bundesjustizministerium ist insoweit selbst als Organ
der Rechtspflege tatig. Samtliche begehrten Unterlagen zu
den Ermittlungen und strafrechtlichen Bewertungen des zur
Strafanzeige gebrachten Handelns bilden nach den Tatsa-
chenfeststellungen des Berufungsgerichts den Kern der straf-
rechtlichen Ermittlungen.

Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 28/2023 vom 29. Marz 2023

Kein Anspruch auf Wiederbeschaffung von Unterlagen Helmut
Kohls

Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat mit Urteil vom
29. Mirz 2023 entschieden, dass weder das Informations-
freiheitsgesetz noch das Bundesarchivgesetz einen Anspruch
auf die Wiederbeschaffung bei einer Behorde im Antragszeit-
punkt nicht mehr vorhandener Unterlagen gewidhren. Zu-
dem darf die Suche nach begehrten Informationen in aufSerst
umfangreichen Aktenbestinden ausnahmsweise unterblei-
ben, wenn sie die Wahrnehmung vorrangiger Sachaufgaben
erheblich behindern wiirde, Az. 10 C 2.22.

Die Klagerin, eine Journalistin, begehrt vom Bundeskanzler-
amt unter Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz und
das Bundesarchivgesetz Zugang zu samtlichen amtlichen Un-
terlagen des ehemaligen Bundeskanzlers Helmut Kohl, die
beim Bundeskanzleramt oder bei der Witwe Helmut Kohls
vorhanden seien. Hilfsweise begehrt sie Zugang zu derar-
tigen Unterlagen aus dem Zeitraum 1982 bis Juni 1987,
hochst hilfsweise zu derartigen Unterlagen zu den Themen
deutsch-siiddamerikanische Beziehungen, Siidamerika, Chile,
Argentinien und Paraguay. Das Bundeskanzleramt gewihrte
Einsicht in insgesamt 45 bei ihm vorhandenen Unterlagen
und lehnte den Antrag im Ubrigen ab.

Die hierauf erhobene Klage auf Zugang zu simtlichen be-
gehrten Unterlagen wies das VG Berlin ab. Das OVG Ber-
lin-Brandenburg hat die Berufung der Kligerin zuriickgewie-
sen. Die nicht thematisch eingegrenzten Antrige seien nicht
hinreichend bestimmt, weil sie nicht sinnvoll bearbeitet wer-
den konnten. Hinsichtlich der Unterlagen zu Stidamerika sei
der Anspruch nach erfolgter Stichwortsuche in simtlichen
Registraturen vollstindig erfullt. Die Beklagte habe hinrei-
chend dargelegt, dass eine hiandische Suche unzumutbar sei,
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weil dies die Durchsicht von tiber 9000 Aktenbanden vor-
aussetze. Die Kligerin habe auch keinen Anspruch auf Wie-
derbeschaffung weiterer Unterlagen, falls sich solche, was
ungeklart geblieben ist, im Besitz der Witwe Helmut Kohls
befinden sollten.

Die Revision der Kldgerin hatte keinen Erfolg. Zwar steht
die Annahme, die Antrige der Kligerin seien zu unbe-
stimmt, nicht mit Bundesrecht in Einklang. Ein Informati-
onszugangsantrag muss erkennen lassen, auf welche Infor-
mationen er gerichtet ist. Das war hier der Fall. Insoweit er-
weist sich das Urteil des OVG aber aus anderen Griinden als
richtig. Eine Behorde darf die Suche nach Informationen in
einem aufSerst umfangreichen Aktenbestand ausnahmsweise
verweigern, wenn mit ihr ein unverhiltnismafSiger Verwal-
tungsaufwand verbunden wire. Dies ist zu bejahen, wenn
die informationspflichtige Behorde bei der Wahrnehmung
ihrer vorrangigen Sachaufgaben erheblich behindert wiirde.
So liegt es, wenn Akten im Umfang mehrerer tausend Bande
oder der gesamte Uber mehrere Jahre entstandene Aktenbe-
stand handisch durchsucht werden missten. Im Einklang
mit Bundesrecht hat das OVG einen Anspruch auf Wie-
derbeschaffung bei der Behorde im Antragszeitpunkt nicht
mehr vorhandener Unterlagen abgelehnt. Das Informations-
freiheitsgesetz und das Bundesarchivgesetz gewihren ledig-
lich einen Anspruch auf Zugang zu Unterlagen, die bei An-
tragstellung bei der informationspflichtigen Stelle vorhanden
sind.

Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 29/2023 vom 29. Mirz 2023

= Beamtenrecht

Fiirsorgepflicht erfordert bei geltend gemachtem Mobbing
Gesamtschau von EinzelmaBnahmen

Ein Beamter kann Anspruch auf Schadensersatz gegen seinen
Dienstherrn haben, wenn dieser seine Fursorgepflicht da-
durch verletzt, dass er ein systematisches Anfeinden, Schika-
nieren oder Diskriminieren — insbesondere durch Vorgesetzte
— zuldsst. Ob dies der Fall ist, kann nur aufgrund einer Ge-
samtschau der in Rede stehenden Geschehnisse beurteilt
werden. Das hat das Bundesverwaltungsgericht mit Urteil
vom 28. Mirz 2023 entschieden, Az. BVerwG 2 C 6.21.

Die Klagerin stand bis zu ihrer Versetzung im Jahr 2017 als
Stadtverwaltungsoberritin (Besoldungsgruppe A 14 LBesO)
im Dienst der beklagten Gemeinde; sie war seit 2007 mit der
Leitung des Fachbereichs "Biirgerdienste, Recht und Ord-
nung*“ betraut. Nach seiner Wiederwahl vom Mai 2014 ver-
fugte der Oberbiirgermeister der Beklagten im Juli 2014 eine
Neuorganisation des Verwaltungsaufbaus, die eine Reduzie-
rung der Fachbereiche von vier auf drei zur Folge hatte. Die
Klagerin wurde auf die neu gebildete "Stabsstelle Recht*
umgesetzt. Die dortige Verwendung entsprach nach einem
spater ergangenen und rechtskriftig gewordenen Urteil des
Verwaltungsgerichts nicht dem Anspruch auf amtsangemes-
sene Beschiftigung. Im Rahmen der Umsetzung wurde ihr
ein Dienstzimmer im Dachgeschoss eines Seitentrakts des
Rathauses zugewiesen. Aufgrund arbeitsschutzrechtlicher
Bedenken gegen die ins Dachgeschoss fithrende ,,steile Trep-
pe“ wies die Beklagte den betroffenen Bediensteten im Juni
2015 andere Dienstzimmer zu. Im Dezember 2015 stellte
der Personalrat der Beklagten eine Pressemitteilung auf der
Homepage ein, in der der Kligerin ua vorgeworfen wurde,

Fortsetzung auf Seite V nach Seite 232
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Fortsetzung von Seite IV

sie habe sich tiber Monate bei voller Besoldung als Chefju-
ristin der Verwaltung in ,,Krankheit“ geflichtet.

Die Klagerin sieht in diesen und weiteren Verhaltensweisen
ein gezieltes Mobbing des Oberbiirgermeisters, der ihr ge-
geniiber auch offenbart habe, im Rahmen seines Wahlkamp-
fes im Fruhjahr 2014 das Vertrauen in ihre Person verloren
zu haben. Thre auf Schadensersatz gerichtete Klage war vor
dem VG Halle erfolgreich, wurde in der Berufungsinstanz
von dem OVG Magdeburg indes abgewiesen. Auf die Revi-
sion der Klagerin hat das BVerwG die Sache an das OVG
zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung zuriick-
verwiesen.

Das Berufungsurteil verstofSt gegen Bundesrecht, weil es von
einem fehlerhaften rechtlichen MafSstab ausgeht. Die Beson-
derheit der als "Mobbing“ bezeichneten Rechtsverletzung
liegt gerade darin, dass die Zusammenschau mehrerer Ein-
zelakte zur Annahme einer Fursorgepflichtverletzung fiih-
ren kann, auch wenn die jeweiligen Einzelmafnahmen fiir
sich betrachtet nicht zu beanstanden oder jedenfalls nicht
von ausreichender Intensitit sind. Diesen Mafstab hat das
OVG nicht hinreichend beachtet und eine Gesamtschau der
betrachteten MafSnahmen unterlassen. Dartiber hinaus hat
das Berufungsgericht den Beweisantrag zur Aufklirung der
Frage, ob dem Oberbiirgermeister der Inhalt der Pressemit-
teilung des Personalrats vorab bekannt war, fehlerhaft abge-
lehnt. Zudem beruht die Ablehnung des Beweisantrags, tiber
die gesundheitlichen Auswirkungen der amtsunangemesse-
nen Beschaftigung der Klagerin ein Sachverstindigengutach-
ten einzuholen, auf einem fehlerhaften KausalititsmafSstab.
Quelle: Pressemitteilung des BVerwG Nr. 24/2023 vom 28. Marz 2023

m Landesverfassungsrecht

Organstreitverfahren wegen Verletzung des parlamentarischen
Fragerechts erfolglos

Mit Beschluss vom 30. Marz 2023 hat das Landesverfas-
sungsgericht Mecklenburg-Vorpommern den Antrag eines
Landtagsabgeordneten wegen Verletzung des parlamentari-
schen Fragerechts verworfen, Az. [VerfG 2/22.

Nachdem das Mitglied des Landtags Patrick Dahlemann als
parlamentarischer Staatssekretir zum Chef der Staatskanzlei
berufen worden ist, stellte der Antragsteller in diesem Zu-
sammenhang unter dem 13. Dezember 2021 eine kleine An-
frage beim Antragsgegner. Diese beantwortete der Minister
fir Inneres, Bau und Digitalisierung mit Schreiben vom
17. Januar 2022. Mit dem vorliegenden Organstreitverfah-
ren rugt der Antragsteller die Verletzung seiner Rechte aus
Art. 40 Abs. 1 S.1 LV, in dem die Landesregierung seine klei-
ne Anfrage nicht vollstindig beantwortet habe.

Das Gericht fuhrt in seinem einstimmig gefassten Beschluss
aus, dass der Antragsteller zwar antragsbefugt sei, ihm je-
doch das erforderliche Rechtsschutzbediirfnis fehle. Es sei
zumindest im vorliegenden Fall der bestehenden Obliegen-
heit zur Konfrontation der Landesregierung vor Einleitung
eines verfassungsgerichtlichen Verfahrens nicht nachgekom-
men. Bei etwaig unrichtig beantworteten parlamentarischen
Fragen kann daher vom Antragsteller jedenfalls in den Fal-
len, in denen sich die gegen die Beantwortung erhobenen Be-
denken auf die Vollstindigkeit der Beantwortung erstrecken,
gefordert werden, der Antragsgegnerin durch einen entspre-
chenden Hinweis zu ermoglichen, die Sach- und Rechtslage
zu priifen und die Antwort gegebenenfalls zu berichtigen
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oder zu erginzen. Eine solche Nachfrage sei im vorliegenden
Fall geboten gewesen. Insbesondere hitte der Antragsteller
durch eine Konfrontation der Antragsgegnerin vorprozes-
sual offenlegen mussen, inwieweit die formal umfassende
Beantwortung seiner Kleinen Anfrage nach seiner Auffas-
sung unzureichend sei und ihn in seinen verfassungsmaifSigen
Rechten verletze. Dieser Obliegenheit zur Konfrontation sei
der Antragsteller nicht nachgekommen.

Quelle: Pressemitteilung des LVerfG Mecklenburg-Vorpommern
Nr. 3/2023 vom 30. Mérz 2023

= Kommunalrecht

Klagen gegen Oberbiirgermeisterwahlen in Dresden und Zittau
abgewiesen

Die Oberbiirgermeisterwahlen aus dem Jahr 2022 in Dres-
den und in Zittau miissen nicht wiederholt werden. Die ge-
wiahlten Oberbiirgermeister bleiben im Amt. Das hat das
Verwaltungsgericht Dresden mit vier Urteilen vom 23. Mirz
2023 entschieden und die Klagen abgewiesen.

In den Verfahren Az. 7 K 1052/22, 7 K 1863/22 und 7 K
1862/22 klagten Burger gegen die OB-Wahl in der Landes-
hauptstadt Dresden vom Juli 2022. Die Klager wandten sich
einerseits bereits gegen die Zulassung des im zweiten Wahl-
gang erfolgreichen Bewerbers und Amtsinhabers Dirk Hil-
bert zur Wahl. Zudem ging es um die verspitete Versendung
von Briefwahlunterlagen, die nach Auffassung der Klager
zur Ungultigkeit der Wahl hitte fuhren mussen. Wahrend
die 7. Kammer eine Klage bereits als unzulissig abwies, sah
sie in den weiteren Verfahren zwar die Moglichkeit, dass es
bei der Wahlaufstellung des Kandidaten Hilbert zu Fehlern
gekommen sei. Die aufgetretenen UnregelmifSigkeiten hat-
ten jedoch nicht das hinreichende Gewicht gehabt, um eine
Erklarung der Wahl fur ungiltig zu rechtfertigen. Soweit
ein Klidger bemingelte, dass er die Briefwahlunterlagen zum
zweiten Wahlgang erst nach der Wahl erhalten habe, sah das
Gericht darin zwar einen Verstof§ gegen wesentliche Verfah-
rensvorschriften an, der allerdings nicht das Wahlergebnis
habe beeinflussen konnen. Die dariiber hinaus erhobenen
Einwinde, dass es in einer Vielzahl von Fillen zu einer
verspiteten Versendung von Wahlunterlagen gekommen sei,
sahen die Kammer als nicht hinreichend substantiiert oder
als verspatet an.

Im Verfahren 7 K 1593/22 um die Oberbiirgermeisterwahl
in Zittau 2022 wurde dem siegreichen Kandidaten und be-
reits vorherigem Amtsinhaber von einem unterlegenen Kon-
kurrenten Wahlmanipulation vorgeworfen. Er sei sechs Wo-
chen vor der Wahl auf Betreiben des Amtsinhabers als 2.
Stellvertretender Biirgermeister abgewihlt worden. Das Ge-
richt sah keine hinreichenden Anhaltspunkte fiir eine Wahl-
manipulation und wies auch diese Klage ab.

Quelle: Pressemitteilung des VG Dresden vom 23. Marz 2023

m Entschadigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz

Hohenzollern verzichten

In den von Georg Friedrich Prinz von Preuflen gegen das
Ministerium der Finanzen des Landes Brandenburg gefiihr-
ten Verfahren vor dem Verwaltungsgericht Potsdam um
Ausgleichsleistungen fiir Immobilien (VG 1 K 885/22) bzw.
fiir sonstige Vermogenswerte (VG 1 K 1702/22) hat der Kla-
ger mit Schriftsatz seiner Prozessbevollmichtigten vom
13. Mirz 2023 jeweils den Rechtstreit fiir in der Hauptsa-
che erledigt erklirt.
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Einhergehend damit verzichtete er gegeniiber dem Beklagten
auf die Geltendmachung der in den Verfahren streitgegen-
stindlichen Anspriiche nach dem Ausgleichsleistungsgesetz
und erklirte — wiederum gegentiber dem Beklagten — die
in den Verfahren streitgegenstindlichen Antrage fur erledigt
bzw. hilfsweise fiir zuriickgenommen.

Diese Erklarungen werden dem beklagten Ministerium der
Finanzen des Landes Brandenburg zur Stellungnahme zu-
geleitet. Sofern tbereinstimmende Erledigungserklarungen
auch des Beklagten zu beiden Verfahren vorliegen, werden
die Verfahren eingestellt.

Quelle: Pressemitteilung des VG Potsdam Nr. 3/2023 vom 14. Marz 2023

m Arbeitsrecht

Fristlose Kiindigung und Annahmeverzug

Kundigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhaltnis fristlos, weil
er meint, die Fortsetzung des Arbeitsverhiltnisses sei ihm
nicht zuzumuten, bietet aber gleichzeitig dem Arbeitnehmer
»zur Vermeidung von Annahmeverzug® die Weiterbeschafti-
gung zu unverdnderten Bedingungen wihrend des Kiindi-
gungsschutzprozesses an, verhilt er sich widersprichlich. In
einem solchen Fall spricht eine tatsiachliche Vermutung da-
fuir, dass das Beschiftigungsangebot nicht ernst gemeint ist.
Diese Vermutung kann durch die Begrindung der Kindi-
gung zur Gewissheit oder durch entsprechende Darlegungen
des Arbeitgebers entkriftet werden. Dies hat das Bundesar-
beitsgericht mit Urteil 29. Mirz 2023 entschieden, Az. 5
AZR 255/22.

Der Klager war seit dem 16. August 2018 bei der Beklagten
als technischer Leiter beschiftigt und hat 5.250 EUR brutto
monatlich verdient. Mit Schreiben vom 2. Dezember 2019
sprach die Beklagte eine fristlose Anderungskiindigung aus,
mit der sie dem Klager einen neuen Arbeitsvertrag als Soft-
wareentwickler gegen eine auf 3.750 EUR brutto monatlich
verminderte Vergiitung anbot. Weiter heifdt es in dem Kiindi-
gungsschreiben, ,,im Falle der Ablehnung der aufSerordentli-
chen Kundigung durch Sie (also im Falle, dass Sie von einem
unaufgelosten Arbeitsverhiltnis ausgehen) oder im Falle der
Annahme des folgenden Angebots erwarten wir Sie am
5.12.2019 spatestens um 12:00 Uhr MEZ zum Arbeitsan-
tritt“. Der Kliger lehnte das Anderungsangebot ab und er-
schien auch nicht zur Arbeit. Daraufhin kiindigte die Be-
klagte mit Schreiben vom 14. Dezember 2019 das Arbeits-
verhiltnis erneut und zwar ,auflerordentlich zum
17.12.2019 um 12:00 Uhr MEZ*. Ferner wies sie darauf
hin, ,,im Falle der Ablehnung dieser aufSerordentlichen Kiin-
digung® erwarte sie den Kliger ,am 17.12.2019 spitestens
um 12:00 Uhr MEZ zum Arbeitsantritt“. Dem leistete der
Klager nicht Folge. In dem von ihm anhangig gemachten
Kundigungsschutzprozess wurde rechtskriftig festgestellt,
dass beide Kundigungen das Arbeitsverhaltnis der Parteien
nicht aufgelost haben.

Nachdem die Beklagte fir den Monat Dezember 2019 nur
noch eine Vergutung von 765,14 EUR brutto zahlte und der
Klager erst zum 1. April 2020 ein neues Arbeitsverhaltnis
begriinden konnte, hat er Klage auf Vergiitung wegen An-
nahmeverzugs erhoben, mit der er die Zahlung des arbeits-
vertraglich vereinbarten Gehalts abzuglich des erhaltenen
Arbeitslosengeldes bis zum Antritt der neuen Beschaftigung
verlangt. Er hat gemeint, die Beklagte habe sich im Streitzeit-
raum aufgrund ihrer unwirksamen Kindigungen im Annah-
meverzug befunden. Eine Weiterbeschiftigung bei der Be-
klagten zu geinderten oder auch den urspriinglichen Ar-

\

beitsbedingungen sei ihm, sofern die Beklagte dies tiber-
haupt ernsthaft angeboten habe, nicht zuzumuten gewesen.
Die Beklagte habe ihm zur Begriindung ihrer fristlosen Kiin-
digungen in umfangreichen Ausfithrungen zu Unrecht man-
nigfaches Fehlverhalten vorgeworfen und seine Person her-
abgewlrdigt. Sie habe ihrerseits geltend gemacht, eine Wei-
terbeschiftigung des Klagers sei ihr unzumutbar. Dagegen
hat die Beklagte gemeint, sie habe sich nicht im Annahme-
verzug befunden, weil der Kliager wihrend des Kiindigungs-
schutzprozesses nicht bei ihr weitergearbeitet habe. Der Kla-
ger sei selbst von der Zumutbarkeit der Weiterbeschaftigung
ausgegangen, weil er im Kiindigungsschutzprozess einen An-
trag auf vorlaufige Weiterbeschiftigung gestellt habe.

Das Sichsische Landesarbeitsgericht hat die Klage abgewie-
sen. Es hat angenommen, der Klager habe trotz der unwirk-
samen Kiindigungen der Beklagten keinen Anspruch auf An-
nahmeverzugsvergiitung, weil er das Angebot der Beklagten,
wihrend des Kindigungsschutzprozesses bei ihr weiterzuar-
beiten, nicht angenommen habe. Der Klager sei deshalb
nicht leistungswillig i. S. d. § 297 BGB gewesen.

Die vom Fiinften Senat des Bundesarbeitsgerichts nachtrag-
lich zugelassene Revision des Kliagers war erfolgreich. Die
Beklagte befand sich aufgrund ihrer unwirksamen fristlosen
Kundigungen im Annahmeverzug, ohne dass es eines Ar-
beitsangebots des Kligers bedurft hitte. Weil die Beklagte
selbst davon ausging, eine Weiterbeschiftigung des Klagers
sei ihr nicht zuzumuten, spricht wegen ihres widersprichli-
chen Verhaltens eine tatsachliche Vermutung dafir, dass sie
dem Klager kein ernstgemeintes Angebot zu einer Prozessbe-
schaftigung unterbreitete. Die abweichende Beurteilung
durch das Landesarbeitsgericht beruht auf einer nur selekti-
ven Beriicksichtigung des Parteivortrags und ist schon des-
halb nicht vertretbar. Dariiber hinaus ldsst die Ablehnung ei-
nes solchen ,,Angebots“ nicht auf einen fehlenden Leistungs-
willen des Klagers i. S. d. § 297 BGB schlieflen. Es kame le-
diglich in Betracht, dass er sich nach § 11 Nr. 2 KSchG bos-
willig unterlassenen Verdienst anrechnen lassen miisste. Das
schied im Streitfall jedoch aus, weil dem Kliger aufgrund
der gegen ihn im Rahmen der Kiindigungen erhobenen Vor-
wirfe und der Herabwiirdigung seiner Person eine Prozess-
beschiftigung bei der Beklagten nicht zuzumuten war. Dem
steht nicht entgegen, dass der Klidger im Kiindigungsschutz-
prozess vorlaufige Weiterbeschiftigung beantragt hat. Dieser
Antrag war auf die Prozessbeschiftigung nach festgestellter
Unwirksamkeit der Kiindigungen gerichtet. Nur wenn der
Klager in einem solchen Fall die Weiterbeschaftigung abge-
lehnt hitte, hitte er sich seinerseits widersprichlich verhal-
ten. Hier ging es indes um die Weiterbeschiftigung in der
Zeit bis zur erstinstanzlichen Entscheidung. Es macht einen
Unterschied, ob der Arbeitnehmer trotz der gegen ihn im
Rahmen einer verhaltensbedingten Kundigung erhobenen
(gravierenden) Vorwiirfe weiterarbeiten soll oder er nach
erstinstanzlichem Obsiegen im Kundigungsschutzprozess
gleichsam ,,rehabilitiert“ in den Betrieb zuriickkehren kann.

Quelle: Pressemitteilung des BAG Nr. 17/2023 vom 29. Marz 2023

m Arbeitsrecht

Kiindigung einer nicht geimpften medizinischen
Fachangestellten verst6R3t nicht gegen MaRregelungsverbot
Die Kundigung des Arbeitsverhiltnisses einer nicht gegen
das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpften medizinischen
Fachangestellten zum Schutz von Patienten und der tibrigen
Belegschaft vor einer Infektion verstofSt nicht gegen das
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Mafregelungsverbot des § 612 a BGB. Dies hat das Bundes-
arbeitsgericht mit Urteil vom 30. Mirz 2023 entschieden,
Az.2 AZR 309/22.

Die Kligerin arbeitete seit dem 1. Februar 2021 als medizi-
nische Fachangestellte bei der Beklagten, die ein Kranken-
haus betreibt. Die Klagerin wurde auf verschiedenen Statio-
nen in der Patientenversorgung eingesetzt. Sie war nicht be-
reit, sich einer Impfung gegen SARS-CoV-2 zu unterziehen
und nahm entsprechende Impfangebote ihrer Arbeitgeberin
nicht wahr. Die Beklagte kiindigte das Arbeitsverhiltnis in-
nerhalb der Wartezeit des § 1 Abs. 1 KSchG mit Schreiben
vom 22. Juli 2021 ordentlich fristgemafl zum 31. August
2021. Hiergegen hat sich die Klidgerin mit ihrer Klage ge-
wandt und insbesondere geltend gemacht, die Kundigung
verstofle gegen das MafSregelungsverbot des § 612a BGB.
Vor Wirksamwerden der ab dem 15. Mirz 2022 geltenden
Pflicht zur Vorlage eines Impf- oder Genesenennachweises
fir das Krankenhauspersonal (vgl. § 20a IfSG) sei sie nicht
zu einer Impfung verpflichtet gewesen. Das Landesarbeitsge-
richt hat die Klage abgewiesen.

Die Revision der Klagerin hatte vor dem Zweiten Senat des
Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. Das Berufungsgericht
hat zutreffend angenommen, dass die Kiindigung nicht ge-
gen das Mafregelungsverbot des § 612a BGB verstofSt. Es
fehlt an der dafiir erforderlichen Kausalitat zwischen der
Austibung von Rechten durch den Arbeitnehmer und der be-
nachteiligenden MafSnahme des Arbeitgebers. Das wesentli-
che Motiv fir die Kundigung war nicht die Weigerung der
Klagerin, sich einer Impfung gegen SARS-CoV-2 zu unterzie-
hen, sondern der beabsichtigte Schutz der Krankenhauspati-
enten und der Ubrigen Belegschaft vor einer Infektion durch
nicht geimpftes medizinisches Fachpersonal. Dabei ist es
rechtlich ohne Bedeutung, dass die Kundigung vor Inkraft-
treten der gesetzlichen Impfpflicht erkliart worden ist. Auch
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten bestehen kei-
ne Bedenken an der Wirksamkeit der Kiindigung.

Quelle: Pressemitteilung des BAG Nr. 18/23 vom 30. Marz 2023

m Sozialrecht

Keine Unfallversicherung bei Schldgerei wegen zugeparkter
Betriebseinfahrt

Kommt es wihrend einer Betriebsfahrt zu einer gewaltsamen
Auseinandersetzung mit einem anderen Verkehrsteilnehmer,
weil dieser sich beleidigend verhilt, stellen die daraus resul-
tierenden Verletzungen keinen Arbeitsunfall dar. Das hat das
Sozialgericht Berlin mit Urteil vom 16. Februar 2023 ent-
schieden, Az. S 98 U 50/21.

Der 1978 geborene Kldger aus Berlin war als Bauleiter titig.
Im Februar 2020 kehrte er von einem beruflichen Termin
zuriick, als er die Einfahrt zu seinem Betrieb durch den LKW
des Zeugen D. zugeparkt sah. Dieser fuhr trotz mehrfacher
Aufforderung nicht beiseite. Der Kliger musste daraufhin
sein Auto stehen lassen und das Betriebsgelinde zu Fufd be-
treten. Als er kurze Zeit spiter wieder zu seinem Wagen
zuriickkam, um einen neuen betrieblichen Termin wahrzu-
nehmen, kam es zu einem Wortwechsel, bei dem der Zeuge
den Klager als ,egoistisches Arschloch“ beschimpfte. Der
Klager, der im Begriff gewesen war in sein Auto zu steigen,
schlug die Wagentiir wieder zu und ging zu dem Zeugen, um
»die Sache auszudiskutieren“. Im Verlauf des Streitgesprachs
schlug der Zeuge dem Klager ins Gesicht. Der Klidger muss-
te daraufhin wegen einer Mittelgesichtsfraktur operiert wer-
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den. Die beklagte Unfallversicherung erkannte den Vorfall
nicht als Arbeitsunfall an.

Die 98. Kammer des SG hat die Klage nach miindlicher
Verhandlung und Vernehmung des am Vorfall beteiligten
Zeugen D. abgewiesen. Zwar habe sich der Klager auf einem
an sich versicherten Betriebsweg befunden, als er vom Be-
triebsgelinde wieder zu seinem Auto ging. Er habe diesen
Betriebsweg jedoch wiederverlassen, als er die Wagentiir
nach den Beleidigungen des Zeugen noch einmal schloss, um
die Angelegenheit auszudiskutieren. Darin liege eine Zisur.
Ab diesem Moment habe das Handeln des Klagers privaten
Zwecken gedient, nimlich dem Zur-Rede-Stellen des Zeu-
gen. Wihrend dieser Unterbrechung des Betriebsweges habe
kein Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversiche-
rung bestanden. In der obergerichtlichen Rechtsprechung
sei anerkannt, dass insbesondere das Zurechtweisen ande-
rer Verkehrsteilnehmer auf dem Weg zur Arbeit oder auf
Betriebswegen nicht der betrieblichen Tatigkeit diene und
etwaige hieraus resultierende Verletzungen unabhingig vom
Verschulden dem privaten Lebensbereich zuzurechnen seien.
Quelle: Pressemitteilung des SG Berlin vom 20. Marz 2023

Inlineskaterin bei Firmenlauf nicht gesetzlich unfallversichert

Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil
vom 21. Mirz 2023 entschieden, dass eine Arbeitnehmerin
nicht als Beschiftigte unter dem Schutz der gesetzlichen Un-
fallversicherung steht, wenn sie bei einem sogenannten Fir-
menlauf stiirzt und sich dabei verletzt, Az. L 3 U 66/21.

Die damals 45 Jahre alte Kldagerin nahm im Mai 2019 als
Inlineskaterin gemeinsam mit anderen Mitarbeitern ihres
Unternehmens am Berliner Firmenlauf im Tiergarten teil. Bei
dem Firmenlauf handelte es sich um eine von einem Berliner
Sportverein organisierte Veranstaltung, die sportlich interes-
sierten Beschiftigten zahlreicher Unternehmen und Organi-
sationen, aber auch Freizeitteams und Nachbarschaftsteams
offenstand. Nach dem sportlichen Teil erfolgte eine Sieger-
ehrung, im Anschluss bestand Gelegenheit, sich gemeinsam
auf einer ,,Run-Party“ zu vergniigen. Die Kldgerin kam nach
dem Start auf der Skaterstrecke auf nassem Untergrund ins
Rutschen, stiirzte und brach sich das rechte Handgelenk.
Die Unfallkasse lehnte es ab, diesen Vorfall als Arbeitsun-
fall anzuerkennen und fiir den entstandenen Schaden aufzu-
kommen. Es habe sich nicht um eine Betriebsveranstaltung
gehandelt. Die hiergegen gerichtete Klage der Inlineskaterin
blieb vor dem Sozialgericht Berlin ohne Erfolg.

Der 3. Senat des Landessozialgerichts hat die Entscheidung
des Sozialgerichts Berlin nunmehr bestitigt. Der Unfall habe
sich nicht bei einer Aktivitdt ereignet, die mit der Beschafti-
gung in einem engen rechtlichen Zusammenhang stehe.

Zum einen liege kein Betriebssport vor, der eine gewisse
RegelmifSigkeit und das Ziel gesundheitlichen Ausgleichs
voraussetze. Der Firmenlauf finde nur einmal jihrlich statt
und habe, auch wenn es sich um keinen Hochleistungssport
handele, den Charakter eines Wettstreits. Es wiirden die Zei-
ten gemessen und Sieger in allen Kategorien gekirt. Der Um-
stand, dass einige Beschiftigte vorher gelegentlich gemein-
sam trainiert und sich diese Gruppe unter einem einheitli-
chen Teamnamen zum Firmenlauf angemeldet habe, fiihre
zu keiner anderen Beurteilung. Vielmehr habe es sich bei
dieser Gruppe um einen privaten Kreis von Beschiftigten des
Unternehmens gehandelt, die die Leidenschaft fir das sport-
liche Hobby des Inlineskatens teile. Es habe sich bei dem
Firmenlauf auch nicht um eine betriebliche Gemeinschafts-
veranstaltung gehandelt. Der Firmenlauf habe als GrofSver-
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anstaltung mit anschliefender Party vielen anderen Unter-
nehmen und Einzelbewerbern offen gestanden und eher den
Charakter eines Volksfestes gehabt. Auflerdem habe nur ein
ganz geringer, sportlich interessierter Teil der Mitarbeiter des
Unternehmens der Kldagerin an dem Firmenlauf teilgenom-
men. Ein spezielles Programm fiir den grofSen Teil der nicht-
laufenden Beschiftigten habe es nicht gegeben. Der Firmen-
lauf sei daher nicht geeignet gewesen, den betrieblichen Zu-
sammenhalt zu fordern. Der Umstand, dass im Betrieb fir
die Teilnahme am Firmenlauf geworben worden sei und der
Arbeitgeber die Startgebihr tibernommen und Lauf-Shirts
mit dem Firmenlogo zur Verfiigung gestellt habe, fithre zu
keiner abweichenden Bewertung.

Das Urteil ist nicht rechtskriftig. Die unterlegene Inlineska-
terin kann bei dem Bundessozialgericht die Zulassung der
Revision beantragen.

Quelle: Pressemitteilung des LSG Berlin-Brandenburg vom 3. April 2023

Vergleich mit Sozialmieten erforderlich

Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil
vom 30. Mirz 2023 entschieden, dass bei der Beurteilung
der Frage, in welcher Hohe Mietkosten von den Jobcentern
zu Ubernehmen sind, ein Vergleich mit den Mieten fur Sozi-
alwohnungen zu erfolgen hat. Mietpreise, die fiir nach dem
Recht des sozialen Wohnungsbaus geforderte Wohnungen
gezahlt werden, konnten nicht als unangemessen angesehen
werden. Damit hat das Gericht der gegen ein Berliner Job-
center gerichteten Klage einer Empfingerin von Grundsiche-
rungsleistungen insoweit stattgegeben, Az. L 32 AS 1888/17.
Es ging um Zeitraume in den Jahren 2015/2016. Die allein-
lebende Frau verlangte die Ubernahme der vollen Kosten fiir
Miete und Heizung in Hohe von damals rund 640 EUR fiir
thre 90 m2 grofle Dreizimmerwohnung. Die Suche nach
einer glinstigeren Wohnung im angespannten Berliner Woh-
nungsmarkt sei aussichtslos gewesen. Das Jobcenter hatte
insgesamt nur rund 480 EUR fiir angemessenen gehalten.
Dabei bezog es sich auf die Ausfithrungsvorschriften der zu-
stindigen Senatsverwaltung fiir Integration, Arbeit und So-
ziales, die die Grenze der Angemessenheit aus den durch-
schnittlichen Mietkosten ableitet, wie sie der Mietspiegel fur
Berlin fur einfache Wohnlagen ausweist.

Der 32. Senat des LSG hilt dieses Vorgehen fiir unzulissig.
Die so berticksichtigten Wohnungen erfassten nur den
durchschnittlichen Fall der Angemessenheit, nicht aber de-
ren ,obere Grenze“. Zwar konnten Empfanger von Leistun-
gen der Jobcenter auf solche Wohnungen verwiesen werden,
die lediglich einfache Bediirfnisse fiir eine sichere Unterkunft
befriedigen. Wohnungen zum noch als angemessen angese-
henen Mietpreis miussten jedoch auch tatsichlich fiir Leis-
tungsberechtigte zur Verfigung stehen. Dies sei nicht der
Fall und ergebe sich auch aus einer statistischen Auswertung
des Wohnraumbedarfsberichts der Senatsverwaltung aus
dem Jahr 2019. Demnach habe es in Berlin 76.000 Haushal-
te (darunter 33.000 Einpersonenhaushalte) gegeben, die
Leistungen der Grundsicherung bezogen hitten, deren Miet-
kosten jedoch tiber den von den Jobcentern herangezogenen
Grenzwerten gelegen hitten. Zugleich weise der genannte
Bericht eine massive Angebotsliicke von 345.000 Wohnun-
gen allein im Bereich der Wohnungen fiir Einpersonenhaus-
halte aus. In einer solchen Situation konne das Gericht kei-
nen Grenzwert bestimmen. Im vorliegenden Fall lasse sich
bei einem Vergleich mit den Mieten fiir Sozialwohnungen,
die gerade fiir Grundsicherungsempfinger als angemessener
Wohnraum bereitgestellt werden sollen, feststellen, dass die
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Wohnung der Frau noch angemessen gewesen sei. Die nach
der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (Urteil vom
30. Januar 2019, Az. B 14 AS 24/18 R) ggf. als Hochstgren-
ze heranzuziehenden Werte (110 Prozent der Tabelle nach
§ 12 Wohngeldgesetz) seien fiir Berliner Verhiltnisse unge-
eignet, weil danach selbst viele Sozialwohnungen als unan-
gemessen teuer angesehen werden miissten.

Der 32. Senat hat wegen grundsitzlicher Bedeutung die Re-
vision zum Bundessozialgericht zugelassen.

Quelle: Pressemitteilung des LSG Berlin-Brandenburg vom 4. April 2023

VERANSTALTUNGEN

m PEOPIL Fachkonferenz vom 15. —16. Juni 2023 in
Thessaloniki

Die Pan-European Organisation of Personal Injury Lawyers
(PEOPIL) veranstaltet am 15. und 16. Juni 2023 in Thessa-
loniki eine Fachkonferenz tiber die Themenbereiche Arbeits-
und Verkehrsunfille im gesamteuropdischen Rahmen. Vor-
gesehen sind insbesondere Vortriage tiber Arbeitsunfille auf
Seeschiffen und Offshore-Anlagen und Unfille von auslandi-
schen Wander-Arbeitnehmern. Die Prisenz-Veranstaltung
findet in englischer Sprache statt, die Tagungsgebuhr betragt
690 EUR fiir Mitglieder und 800 EUR fiir Nichtmitglieder.
Informationen unter https://www.peopil.com/conferences/joi
nt-conference-of-the-occupational-health-and-rta-eegs/

PERSONALIA

m Klaus Rovekamp ist neuer Prasident am Landgericht
Dresden

Klaus Rovekamp wurde 1960 in Duisburg geboren. 1990
trat er als Assessor in Landshut in den bayrischen Justiz-
dienst ein. 1991 erfolgte eine Abordnung an die Staatsan-
waltschaft Chemnitz und seine Ernennung Staatsanwalt auf
Lebenszeit in Landshut. 1993 wurde Rovekamp an das
Bundesministerium der Justiz abgeordnet. 1995 wechselte
er an das Landgericht Duisburg. 1999 ging Rovekamp in
den Justizdienst des Freistaates Sachsen, wo er zum Ober-
staatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft in Dresden ernannt
wurde. 2006 wurde Klaus Rovekamp zum Leitenden Ober-
staatsanwalt befordert und an die Generalstaatsanwaltschaft
Dresden versetzt. 2012 fihrte Klaus Rovekamp als Leiten-
der Oberstaatsanwalt die Staatsanwaltschaft Zwickau, 2016
die Leitung der Staatsanwaltschaft Leipzig und 2018 die
Leitung der Staatsanwaltschaft Dresden. Als Prisident des
Landgerichts Dresden folgt Klaus Rovekamp Martin Uebele,
der 2022 zum Generalstaatsanwalt des Freistaats ernannt
wurde.

Quelle: Pressemitteilung des Sachsischen Staatsministeriums der Justiz
vom 27. Médrz 2023

m Vera Hoffmann ist neue Prasidentin der RAK Berlin

Die promovierte Rechtsanwiltin Vera Hoffmann ist zur Pra-
sidentin der Rechtsanwaltskammer Berlin gewihlt worden.
Die ehemalige Vizeprisidentin der RAK will sich dem Fach-
kriaftemangel im anwaltlichen Bereich widmen. Vera Hoff-
mann ist Fachanwiltin fur Strafrecht und fiur Miet- und
Wohneigentumsrecht.

NJ 5/2023



	kopf_rechtsprechung
	Aktuelle Rechtsprechung
	Schuldrecht
	Ostsächsische Sparkasse muss Zinsen für Sparverträge anpassen

	AGB-Recht
	Sparkasse darf für Guthaben Entgelt erheben

	Persönlichkeitsrecht
	Kunstfreiheit vor Recht am eigenen Bild

	Informationsfreiheitsrecht
	Kein Anspruch auf Informationszugang gegen Bundesjustizministerium in Ermittlungsverfahren
	Kein Anspruch auf Wiederbeschaffung von Unterlagen Helmut Kohls

	Beamtenrecht
	Fürsorgepflicht erfordert bei geltend gemachtem Mobbing Gesamtschau von Einzelmaßnahmen

	Landesverfassungsrecht
	Organstreitverfahren wegen Verletzung des parlamentarischen Fragerechts erfolglos

	Kommunalrecht
	Klagen gegen Oberbürgermeisterwahlen in Dresden und Zittau abgewiesen

	Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz
	Hohenzollern verzichten

	Arbeitsrecht
	Fristlose Kündigung und Annahmeverzug

	Arbeitsrecht
	Kündigung einer nicht geimpften medizinischen Fachangestellten verstößt nicht gegen Maßregelungsverbot

	Sozialrecht
	Keine Unfallversicherung bei Schlägerei wegen zugeparkter Betriebseinfahrt
	Inlineskaterin bei Firmenlauf nicht gesetzlich unfallversichert
	Vergleich mit Sozialmieten erforderlich


	Veranstaltungen
	PEOPIL Fachkonferenz vom 15. – 16. Juni 2023 in Thessaloniki

	Personalia
	Klaus Rövekamp ist neuer Präsident am Landgericht Dresden
	Vera Hoffmann ist neue Präsidentin der RAK Berlin


	Die Entwicklung des Familienrechts 2022*
	1. Eheschließungsrecht
	2. Ehescheidungsrecht
	3. Kindschaftssachen
	a) Elterliche Sorge
	aa) Wechselmodell
	bb) (Teil-)Entziehung der elterlichen Sorge (§§ 1666 f. BGB); Übertragung des Entscheidungsrechts (§ 1628 BGB)
	cc) Gemeinsame elterliche Sorge (§§ 1626 ff. BGB); Sorgerechtsvollmacht.
	dd) Kindesentführung/-rückführung

	b) Umgang

	4. Abstammung
	5. Adoption
	6. Ehewohnung
	7. Gewaltschutz (GewSchG)
	8. Unterhalt
	a) Kindesunterhalt
	aa) Minderjährige Kinder
	bb) Volljährige Kinder

	b) Ehegattenunterhalt
	aa) Trennungsunterhalt
	bb) Nachehelicher Unterhalt

	c) Elternunterhalt

	9. Versorgungsausgleich
	a) Einzubeziehende Versorgungsanrechte
	b) Ausgleichswert
	c) (Teil-)Ausschluss des Versorgungsausgleichs (Bagatelle/ Unbilligkeit)
	d) Vereinbarungen zum Versorgungsausgleich

	10. Zugewinnausgleich
	a) Auskunfts- und Wertermittlungsanspruch
	b) Vorzeitiger Zugewinnausgleich

	11. Verfahrensfragen
	a) Verfahrenskostenhilfe
	b) Familiengerichtsverfahren


	Insolvenzrecht im Umbruch: Die wichtigsten Gerichtsentscheidungen des letzten Jahres
	I. Insolvenzbedingte Lösungsklauseln im Einzelfall wirksam
	II. Teilbarkeit des Honoraranspruchs des Abschlussprüfers
	III. Verpfändetes Sparguthaben sichert auch Anspruch nach § 109 Abs. 1 S. 3 InsO
	IV. Klagen in masselosen Verfahren: PKH-Hürden neu definiert
	V. Keine Fortsetzung einer mangels Masse aufgelösten GmbH
	VI. Beschränkte Abfindung des ausscheidenden Gesellschafters wirksam
	VII. Erstattungsansprüche des Passagiers einer insolventen Airline
	VIII. Insolvenzgläubiger können Quotenschaden nicht individuell verfolgen
	IX. Insolvenzverwalter als Betreiber einer BImSch-Anlage
	X. Marken: Insolvenzverwalter kann nicht nach § 166 InsO analog verwerten
	XI. Umgang mit Lastschriften klargestellt
	XII. Insolvenzanfechtung
	1. Weiter eingeschränkte Vorsatzanfechtung
	2. Mehr Klarheit über Beweisanzeichen
	3. Schwieriger Regress nach Anfechtung
	4. Sanierungsversuch mit Sanierungsberater
	5. Gutgläubige Anleger vermehrt im Visier
	6. Lohn: Anfechtungsrisiken bei Drittzahlung
	7. Mindestlohn nicht per se anfechtungsfest

	XIII. Geschäftsführerhaftung
	1. Weitere Methoden zur Feststellung der Zahlungsunfähigkeit
	2. Kein Irrtum des Geschäftsführers einer Konzern-GmbH aufgrund Konzerngutachtens
	3. Modifizierte Fortführungsprognose bei Start-Up-Unternehmen

	I. Eigenverwaltung
	1. Keine sofortige Beschwerde gegen Aufhebung der vorläufigen Eigenverwaltung
	2. Zulässigkeit von Verfügungsbeschränkungen in der vorläufigen Eigenverwaltung

	II. Insolvenzplanverfahren
	1. Gerichtliche Bestätigung des Insolvenzplans trotz fehlender Möglichkeit der Restschuldbefreiung
	2. Erlass eines Haftungs- und Nachforderungsbescheids nach Abschluss eines Insolvenzplanverfahrens

	III. Restrukturierungsverfahren nach StaRUG
	1. Gerichtliche Hinweispflicht bei fehlerhafter Auswahl der Planbetroffenen
	2. Stabilisierungsanordnung auch bei Mängeln im Restrukturierungsplan

	IV. Verbraucherinsolvenzverfahren
	1. Einkommensteuererstattung bis Ablauf der Abtretungsfrist
	2. Keine inhaltliche Prüfungsbefugnis des Insolvenzgerichts
	3. Keine vorzeitige Restschuldbefreiung bei Verfahrenskostendeckung erst nach Ablauf der Fünfjahresfrist
	4. Antrag auf Versagung der Restschuldbefreiung bei Masseunzulänglichkeit bis zur Einstellung des Insolvenzverfahrens

	I. Umsatzsteuerorganschaft entspricht europäischem Recht
	II. Nachhaftung des Schuldners für Umsatzsteuerverbindlichkeiten
	III. Nachhaftung des Schuldners für Steuern aus Sanierungsgewinn

	Rechtliche und ökonomische Überlegungen zum “Containern”
	I. Privatrecht – Wer ist Eigentümer der weggeworfenen Lebensmittel?
	II. Strafrecht – Kann man Müll stehlen?
	III. Fazit – Kann/muss die Rechtslage geändert werden?
	I. Volle Regale als verkaufsfördernde betriebswirtschaftliche Notwendigkeit?
	II. Wegfall einer Nachfrage für Supermärkte?
	III. Prozessökonomie – Container-Urteile als Ressourcenverschwendung?
	IV. Die Legalisierung des Containerns als Ende der Marktwirtschaft?
	V. Auswirkungen einer Entkriminalisierung
	VI. Haftungsrisiken
	VII. Was bedeutet eine Legalisierung für den Handel und die Gesellschaft?

	Zahlst du nicht, gehst du in Haft! – Zur Erzwingungshaft
	I. Voraussetzungen
	II. Geldbußenverhängung
	III. Unverhältnismäßigkeit bei geringen Geldbußen?
	IV. Zahlungsunfähigkeit/Insolvenz
	V. Ermessen/Vollstreckungsversuche
	VI. Dauer
	VII. Aufhebung durch das Amtsgericht
	VIII. Sofortige Beschwerde
	IX. Pflichtverteidigung
	X. Jugendliche und Heranwachsende

	kopf_rechtsprechung
	Kaufrecht
	Unterscheidung zwischen Ordnungsvorschrift und Verbotsgesetz

	Gesellschaftsrecht
	Gesellschaftsrechtliche Treuepflichten eines Geschäftsführers

	Zivilprozessrecht
	Rechtsmittel im ausgesetzten Verfahren
	Erledigungserklärung einer negativen Feststellungsklage bei Klageumstellung auf einen Leistungsantrag
	Art und Weise der Verfahrensführung begründet grundsätzlich keine Besorgnis einer Befangenheit
	Unterschiedliche Würdigung des tatsächlichen Sachverhalts keine zur Revision berechtigende Divergenz
	Heranziehung von Sachverständigen

	Prozesskostenhilferecht
	Pflichten zur Vorlage von Unterlagen im Prozesskostenhilfeverfahren

	Kostenrecht
	Streitwert für Beitragslöschung in sozialen Netzwerken

	Strassen- und Wegerecht
	Abstufung einer Ortsdurchfahrt zur Gemeindestraße

	Verwaltungsprozessrecht
	Entscheidung über Antrag auf Urteilsergänzung

	Arbeitsrecht
	Tarifliche Eingruppierung eines Wachpolizisten im zentralen Objektschutz
	Auslegung einer im Jahr 1992 arbeitsvertraglich vereinbarten Bezugnahme auf den BAT-O als Gleichstellungsabrede

	Sozialrecht
	Keine Entschädigung für durch die Corona-Pandemie verursachte Verfahrensverzögerungen

	Rehabilitierungsrecht
	Verurteilung wegen bloßer Nichtarbeit nach § 249 Abs. 1 StGB-DDR rechtsstaatswidrig


	kopf_rezension
	
	Herausgeber
	Redaktion
	Impressum



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.6
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /CreateJDFFile false
  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice




